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Vorwort

Amtsermittlung ist das alltägliche Geschäft der Verwaltungsbehörden. Die Be-
hörden haben in einem Rechtsstaat die Aufgabe und die Pfl icht, vor jeder Ver-
waltungsentscheidung den Sachverhalt vollständig zu ermitteln, denn erst auf 
der Basis der Erkenntnis der materiellen Wahrheit darf eine Verwaltungsent-
scheidung ergehen.

Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit zwei Spannungsfeldern, in de-
nen sich die behördliche Amtsermittlung bewegt. Zum einen geht es um das 
Spannungsfeld zwischen dem öffentlichen Interesse, alle verwaltungsrechtlich 
relevanten Sachverhalte zu ermitteln und den in der Ermittlungsphase beste-
henden Verfahrensrechten der Beteiligten, zum anderen geht es um das Span-
nungsfeld zwischen der Amtsermittlungspfl icht und den Mitwirkungspfl ichten 
der Beteiligten im Rahmen der Sachverhaltsermittlung. 

Die Behörde hat die Aufgabe und die Pfl icht, alle Verwaltungsangelegenhei-
ten in ihrem Zuständigkeitsbereich möglichst effi zient zu erledigen. Dies kann 
in vielen Bereichen nur durch Kooperation mit dem Beteiligten erreicht werden. 
Kooperative Amtsermittlung meint sowohl die Unterstützung der Behörde 
durch den Beteiligten, als auch umgekehrt, die Unterstützung des Beteiligten 
durch die Behörde bei der Geltendmachung seiner Rechte im Verwaltungs-
rechtsverhältnis. Diese zweite Seite der Kooperationsmaxime fand bislang nicht 
nur wissenschaftlich wenig Beachtung, sondern bestimmt auch nur in wenigen 
Verwaltungsbereichen tatsächlich die behördliche Amtsermittlung. Ein ausge-
wogenes Pfl ichtenverhältnis im Verwaltungsrechtsverhältnis ist jedoch die Ba-
sis für eine funktionierende Verwaltung.

Diese Untersuchung verfolgt das Ziel, die Konkretisierung des Amtsermitt-
lungsgrundsatzes sowie dessen Grenzen in den verschiedenen Verwaltungsbe-
reichen rechtsgebietsvergleichend aufzuarbeiten.

Die Arbeit wurde im Oktober 2012 bei der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Habilitationsschrift ein-
gereicht. Die zitierte Rechtsprechung und Literatur ist auf dem Stand Juni 2014.

Mein Dank gilt in erster Linie meinem akademischen Lehrer Prof. Dr. Joa-
chim Englisch, den ich bereits aus der Zeit meiner Dissertation und seiner Ha-
bilitation bei  Prof. Dr. Joachim Lang an der Universität zu Köln kenne. Er hat 
nicht nur eine Anregung für ein Habilitationsprojekt insgesamt gegeben, son-
dern das Entstehen und Gelingen der Arbeit durch zahlreiche konstruktive Bei-



VI Vorwort

träge immer wieder maßgeblich beeinfl usst. Sein trotz erheblicher Arbeitsbelas-
tung äußerst zügig erstelltes Erstgutachten sorgte für eine reibungslose Verfah-
rensdurchführung.

Herzlich danke ich auch dem Zweitgutachter Prof. Dr. Janbernd Oebbecke 
für die Erstellung des Zweitgutachtens in ebenfalls kurzer Zeit. 

Mein Dank gilt ferner der Deutschen Forschungsgemeinschaft, deren Habili-
tationsförderung durch die Finanzierung meiner Stelle am Institut für Steuer-
recht und der damit verbundenen Freistellung meiner Person von Institutstätig-
keiten in erheblichem Maße zu dem Gelingen des Habilitationsprojektes in re-
lativ kurzer Zeit beitrug.

Für die vielfältige Unterstützung bei der Literaturbeschaffung möchte ich an 
dieser Stelle auch den studentischen Hilfskräften am Institut für Steuerrecht 
sowie den wissenschaftlichen Mitarbeitern, die dies organisiert haben, sehr 
herzlich danken.

Des Weiteren verdienen besonderen Dank mein Vater, meine Großmutter Re-
nate Dietze, meine frühere Kollegin Angelika Schmidmeier sowie die Jurastu-
dentinnen Anna-Katharina Jäger, Isabelle Vossius und Kim-Naike Sander, die 
mir geholfen haben, die Arbeit Korrektur zu lesen.

Schließlich danke ich meinen Eltern und meinem Ehemann für die trotz eige-
ner berufl icher Belastungen permanente und bedingungslose Unterstützung 
meines Habilitationsprojekts. Diesen sei die Arbeit gewidmet.

München, im Juni 2014 Bettina Spilker
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Das Rechtsstaatsprinzip fordert von staatlichen Organen, ein Verfahren zu ga-
rantieren, in welchem Gesetze gleichmäßig, gerecht und verhältnismäßig ange-
wendet werden. Dies kann nach einhelliger Auffassung nur durch die vollstän-
dige Ermittlung des entscheidungserheblichen Sachverhalts von Amts wegen als 
Voraussetzung für jede Verwaltungsmaßnahme erreicht werden. 

Für den Sachverhaltsermittlungsvorgang ist in den Verwaltungsverfahrens-
ordnungen seit 1977 bzw. 1981 – unverändert – der Amtsermittlungsgrundsatz 
mit jeweils gleichem Wortlaut in §  24 Abs.  1 VwVfG1, §  88 Abs.  1 AO und §  20 
Abs.  1 SGB X gesetzlich manifestiert.2 Dort heißt es: „Die Behörde ermittelt 
den Sachverhalt von Amts wegen“, bestimmt dabei „Art und Umfang der Er-
mittlungen“ und ist „an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteilig-
ten (. . .) nicht gebunden“. Nach Abs.  2 dieser Regelungen hat die Behörde „alle 
für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Umstän-
de zu berücksichtigen.“ §  88 Abs.  1 S.  3 AO ergänzt dies insoweit, dass sich der 
Umfang der Pfl ichten „nach den Umständen des Einzelfalls“ bestimmt. 

Der Amtsermittlungsgrundsatz klingt auf den ersten Blick klar geregelt und 
erscheint damit aus wissenschaftlicher Sicht als „unspektakulär“. Bei näherer 
Betrachtung werden jedoch zwei höchst umstrittene Spannungsfelder erkenn-
bar, die eine vertiefte Auseinandersetzung mit der behördlichen Amtsermitt-
lung rechtfertigen. 

Zum einen geht es um das Spannungsfeld zwischen der behördlichen Pfl icht 
zur Aufklärung der materiellen Wahrheit und den damit unter Umständen kol-
lidierenden Verfahrensgarantien des Beteiligten. Letztere lassen keine Wahr-
heitsermittlung „um jeden Preis“3 zu, sondern erfordern die Einhaltung eines 
fairen Verwaltungsverfahrens nach gesetzlich vorgegebenen geordneten Maß-
stäben. Zum anderen geht es um das Spannungsfeld zwischen der Amtsermitt-

1 Entsprechend auch in den Landesgesetzen geregelt, auf welche nachfolgend jedoch nicht 
weiter Bezug genommen wird.

2 Teilweise fi ndet der Amtsermittlungsgrundsatz weitere spezialgesetzliche Ausprägun-
gen, etwa in §  31 Abs.  1 S.  1 VermG, §  24 Abs.  1 S.  1 AsylVfG, §  128 Abs.  1 TKG, die jedoch 
nachfolgend außer Betracht bleiben sollen. 

Der Untersuchungsgrundsatz der StPO (§§  155 Abs.  2, 160 Abs.  1 und 244 Abs.  2 StPO) ist 
ebenfalls nicht Untersuchungsgegenstand. 

3 Ebert/Honnacker/Seel, Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der 
Polizei – PAG, §  5, Rn.  47.
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lungspfl icht einerseits und den Mitwirkungspfl ichten der Beteiligten bei der 
Sachverhaltsermittlung andererseits. 

Amtsermittlung ist nicht nur im Sinne einer Ermittlung zu Gunsten des Staa-
tes zu verstehen, sondern die Behörde hat auch eine Fürsorge- und Unterstüt-
zungsfunktion im Hinblick auf die Rechtsposition des Beteiligten. Sie muss die 
für den Beteiligten günstigen Tatsachen ermitteln und der Verwaltungsent-
scheidung zugrunde legen. Neben der Amtsermittlungspfl icht sind in unter-
schiedlichem Ausmaß in den verschiedenen öffentlich-rechtlichen Gesetzen 
Unterstützungs- und Fürsorgepfl ichten der Behörden (sog. Nebenpfl ichten) 
vorgesehen. 

Der Zusammenhang zwischen Amtsermittlungspfl icht und Nebenpfl ichten 
ist bislang in der Wissenschaft noch wenig thematisiert worden. Seine Bedeu-
tung ist aber für ein rechtsstaatliches, kooperatives und faires Verwaltungsver-
fahren nicht zu verkennen. Insbesondere in Rechtsbereichen mit schwierigen, 
komplexen, unüberschaubaren Regelungen sind Beteiligte auf Unterstützung 
durch die Behörde bei der Geltendmachung ihrer Rechte im Vorfeld und wäh-
rend der Sachverhaltsermittlungsphase im Verwaltungsrechtsverhältnis ange-
wiesen. 

Aufgrund des Sozialstaatsprinzips sind behördliche Nebenpfl ichten im Sozi-
alrechtsverhältnis besonders ausgeprägt. Ein Unterstützungsbedürfnis des Be-
teiligten besteht jedoch auch in anderen Rechtsbereichen. Viele Verwaltungsge-
setze sind mittlerweile sehr komplex geworden. Dies führt zu objektiver und 
subjektiver Rechtsunsicherheit bei der Rechtsanwendung. Eine Vielzahl der 
gesetzlichen Regelungen ist selbst für Fachkundige nicht mehr – ohne Weiteres –
verständlich. Sie bedürfen einer Konkretisierung und Auslegung durch die Ver-
waltung oder Gerichte. 

Einzelne Finanzverwaltungen haben das Unterstützungsbedürfnis der Steu-
erpfl ichtigen erkannt und versuchen, durch sog. Tax-Compliance Strategien 
den Steuerpfl ichtigen über die Rechtslage aufzuklären. Tax-Compliance soll 
gleichzeitig einen Anreiz für eine Kooperation zwischen der Behörde und dem 
Beteiligten geben. In dieser Strategie klingt ein Umdenken der Steuerbehörden 
in Richtung eines kooperativen Staates an, wie dies Rolf Eckhoff4 bereits in den 
neunziger Jahren gefordert hat. Der Gesetzgeber hat hierzu jedoch bislang kei-
ne effi zienten Rechtsgrundlagen geschaffen. Dies hat zur Folge, dass die Unter-
stützung des Beteiligten durch die Behörden sehr unterschiedlich gehandhabt 
wird. 

Im Hinblick auf das Spannungsfeld zwischen der Pfl icht der Behörde, den 
Sachverhalt zu ermitteln, und den Verfahrensgarantien des Beteiligten ist zu 
überprüfen, ob den Aspekten eines fairen Verwaltungsverfahrens und den 

4 Eckhoff, Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, Habil. 1999, S.  273, S.  319 ff.; Eck-
hoff, StuW 1996, 107 (111).
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Grundsätzen von Treu und Glauben im Verwaltungsverfahren hinreichendes 
Gewicht beigemessen wird. In diesem Zusammenhang ist zu analysieren, wo 
die Grenzen des Amtsermittlungsgrundsatzes zu ziehen sind. Schließlich ist zu 
klären, ob die Folgen von Verfahrensfehlern gesetzlich zu regeln sind, um die 
Verfahrensposition des Beteiligten i.S.e. kooperativen Verwaltungsrechtsver-
hältnisses zu stärken.

Wenn es um die Frage der Grenzen der Amtsermittlungsbefugnisse geht, 
wird immer wieder betont, dass in einem Rechtsstaat Ermittlungen nicht „um 
jeden Preis“ erfolgen dürften. Welcher Preis im Ergebnis jedoch zu hoch ist, 
wird nicht einheitlich beantwortet. In der Vergangenheit wurden einige – um-
strittene – Ermittlungsmethoden im Nachhinein von deutscher Politik und 
Rechtsprechung gebilligt, weil sie im Interesse der Sicherstellung des Steuerauf-
kommens gerechtfertigt seien. Es fehlen aber insoweit klare, verlässliche Maß-
stäbe, wo die Grenzen der Amtsermittlung verlaufen. 

Einen weiteren Themenkreis bilden die in Zeiten drohender Finanzkrisen 
und der Überschuldung in vielen Bereichen neben das Modell der klassischen 
Amtsermittlung getretenen Entlastungskonzepte5 des Gesetzgebers oder der 
Verwaltung. Sie beinhalten vor allem eine immer weiter reichende Einbezie-
hung Beteiligter6 in den Sachverhaltsermittlungsprozess. Zur Schonung von 
Verwaltungskapazitäten werden für die Sachverhaltsermittlung Beteiligte in die 
Pfl icht genommen. Es soll in einigen Bereichen – z. B. im Umweltrecht – idea-
lerweise nur noch eine Sachverhaltsfeststellung von Amts wegen hinsichtlich des 
durch den Beteiligten aufbereiteten Tatsachenmaterials erfolgen. Durch Ko-
operation7 des Beteiligten soll an die Stelle der originären Durchführung der 
Sachverhaltsaufklärung durch die Behörde nur noch die staatliche Überwa-
chungs- oder Kontrollverantwortlichkeit treten.8 Auch hier stellt sich die Frage, 
inwieweit bzw. unter welchen Voraussetzungen dies mit dem Amtsermittlungs-
grundsatz im Einklang ist.

Die Erfüllung vieler Mitwirkungspfl ichten und -obliegenheiten ist für den 
Beteiligten zeit- und kostenaufwendig; zu denken ist dabei z.B. an Rechtsan-
walts- oder Steuerberatungskosten, Personal- und EDV-Kosten, Aufwendun-
gen für die Anschaffung oder Anmietung von Büro- und Lagerräumen, Kosten 
für Büromaterialien oder Kommunikationsmittel sowie Aufwendungen durch 

5 Di Fabio, DB 1996, Beilage Nr.  16/96 zu Heft Nr.  46, S.  1 (2).
6 Daneben kommt noch die Inpfl ichtnahme Dritter zur Unterstützung der Behörde bei 

der Sachverhaltsermittlung in Betracht. Da sich diesem Thema bereits Drüen in seiner Habi-
litationsschrift: Die Indienstnahme Privater für den Vollzug von Steuergesetzen, Habil. 2008, 
ausführlich gewidmet hat, soll vorliegend nur das Spannungsverhältnis zwischen der Amtser-
mittlungspfl icht und den Mitwirkungspfl ichten Beteiligter einer wissenschaftlichen Untersu-
chung unterzogen werden.

7 Köster, VR 2002, 223 (227) m. w. N.
8 Voßkuhle, Neue Verwaltungsrechtswissenschaft, in: Grundlagen des Verwaltungs-

rechts, Bd. I, §  1, Rn.  63, S.  52 m. w. N.
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die Störung eines Betriebsablaufs. Breithecker/Garden/Thönnes9 bezeichnen 
Mitwirkungspfl ichten im Besteuerungsverfahren deshalb treffend als eine 
„Steuerbelastung jenseits der Steuerbelastung“; eine Belastung für die durch 
Mitwirkungsregelungen Verpfl ichteten entsteht in allen Verwaltungsbereichen 
– sowohl in der Eingriffs- als auch in der Leistungsverwaltung – und bedarf vor 
dem Hintergrund des geltenden Amtsermittlungsgrundsatzes einer Rechtferti-
gung.

Hinzu kommt, dass die Erfüllung von Mitwirkungspfl ichten unter Umstän-
den mit der Schweigepfl icht bestimmter Berufsträger kollidiert. Das durch 
Art.  2 Abs.  1 GG geschützte Vertrauensverhältnis zwischen bestimmten Be-
rufsträgern (Beteiligten im Verwaltungsrechtsverhältnis) und deren Klienten 
sowie das Recht auf informationelle Selbstbestimmung als besondere Ausprä-
gung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts nach Art.  2 Abs.  1 i.V.m. Art.  1 
Abs.  1 GG, welches durch Ermittlungsmaßnahmen tangiert werden kann, 
wird von den Behörden teilweise als weniger gewichtig angesehen als das amt-
liche Interesse an der Sachverhaltsermittlung. Die Behörden stellen sich bei ei-
nem an den Beteiligten gerichteten Herausgabeverlangen im Hinblick auf Do-
kumente, in denen sich Daten befi nden, die der Schweigepfl icht unterliegen, 
oft auf den Standpunkt, der Beteiligte habe die Möglichkeit, vertrauliche Da-
ten zu schwärzen, müsse aber im Übrigen seine Mitwirkungspfl ichten unein-
geschränkt erfüllen. Dass dies mit einem erheblichen Aufwand für den Be-
rufsträger verbunden sein kann, beeinfl usst nur selten die Ermessensentschei-
dung der Behörden. 

Es ist ein Anliegen dieser Untersuchung, verschiedene Kategorien von Mit-
wirkungspfl ichten und -obliegenheiten auf ihre Vereinbarkeit mit dem Amtser-
mittlungsgrundsatz zu überprüfen. Zu klären ist mittels einer rechtsgebiets-
übergreifenden Analyse, welche Grenzen bei der Inpfl ichtnahme eines Beteilig-
ten von der ermittelnden Behörde beachtet werden müssen. 

Die vorliegende Untersuchung soll schließlich auch vor dem Hintergrund der 
unter dem Stichwort „Neue Verwaltungsrechtswissenschaft“ diskutierten Bün-
del10 neuer Ideen und methodischer Elemente für eine Neufassung des Verwal-
tungsrechts erfolgen. Verwaltungsgesetze müssen gewährleisten, dass die an 
Recht und Gesetz gebundene Behörde11 ihren Aufgaben gerecht werden kann. 
Der Aufgabenbereich der Behörden unterliegt, in Anbetracht technischer, wirt-
schaftlicher, politischer und sozialer Entwicklungen und Veränderungen in ei-
nem Staat, einem stetigen Wandel. Dies ist eine permanente Herausforderung 

9 Breithecker/Garden/Thönnes, DStR 2007, 361.
10 Meyer, VerwArch 2010, 351 (355).
11 Der Begriff „Behörde“ wird nachfolgend sowohl für alle Institutionen und Einrichtun-

gen, die im weitesten Sinne für die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben zuständig sind, als 
auch stellvertretend für die Personen, die in diesen oder für diese tätig sind, insbesondere 
Amtsträger und Inhaber eines öffentlichen Amtes, verwendet.
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für den Gesetzgeber, der diesen Wandel in geeigneten Gesetzen widerspiegeln 
muss. Verwaltungsrecht und Verwaltungspraxis müssen stets aktuell sein. Ver-
waltungsrecht muss geändert werden, wenn es in seiner bisherigen Gestalt nicht 
mehr imstande ist, den Anforderungen zu genügen bzw. aufgrund des Wandels 
der Zeit nicht mehr als zeitgemäß angesehen werden kann.12 

Die „Neue Verwaltungsrechtswissenschaft“ ist eine Reaktion auf zeitgenössi-
sche Herausforderungen und neue technische Möglichkeiten für die Amtser-
mittlung. Hintergrund ist die These, das bisherige Verwaltungsrecht habe nicht 
(mehr) die Kraft zur zweckorientierten Lenkung des Verwaltungshandelns.13 
Ein Bedürfnis nach neuer Struktur und Überarbeitung des „normativ Relevan-
ten“ zur Steuerung der Verwaltung sei daher gegeben.14 Es bedürfe zur Anpas-
sung an die gewandelten Verhältnisse einer Verwaltungsreform.15 Diskutiert 
werden Funktionen, Aufgaben und Handlungsweisen der Behörden, ebenso 
wie die Frage der Verlagerung der Sachverhaltsermittlungspfl icht auf Beteiligte. 
Angesprochen ist auch die Frage, ob und wie durch kooperatives Verwaltungs-
handeln die Effi zienz und Effektivität der Verwaltung gesteigert werden kann 
und darf.16 

Eine Änderung oder Ergänzung des Amtsermittlungsgrundsatzes wurde 
bislang – d. h. mittlerweile über 35 Jahre hinweg, wenn an den Zeitpunkt der 
gesetzlichen Kodifi kation im Verwaltungsverfahrensgesetz angeknüpft wird – 
für nicht notwendig erachtet. Es erscheint vor dem Hintergrund der genannten 
Spannungsfelder jedoch an der Zeit, dass der Amtsermittlungsgrundsatz einmal 
in einem in sich geschlossenen wissenschaftlichen Werk mit all seinen Facetten 
analysiert und konkretisiert wird. Durch die Herausarbeitung übergreifender 
Kriterien für die Sachverhaltsermittlung im Verwaltungsverfahren soll eine 
Anregung für eine Vereinheitlichung des Verwaltungsverfahrens gegeben wer-
den. Vor allem soll dazu Stellung genommen werden, ob gesetzliche Neurege-
lungen oder Änderungen bestehender Regelungen in einzelnen Bereichen erfor-
derlich sind. 

In dieser Monographie kann an folgende Werke angeknüpft werden, in denen 
bereits Teilbereiche aus dem Spannungsfeld von Amtsermittlungspfl icht und 
Mitwirkungspfl ichten Beteiligter analysiert wurden: 

In der bereits im Jahr 1980 erschienenen Habilitationsschrift zum Thema 
„Die verwaltungsrechtliche Entscheidung bei ungewissem Sachverhalt“ legte 
Wilfried Berg zahlreiche Grundlagen, auf denen diese Schrift aufbaut. Viele – 

12 Ule, Verwaltungsreform als Verfassungsvollzug, in: Recht im Wandel, FS 150 Jahre Carl 
Heymanns Verlag KG, Köln 1965, S.  57.

13 Meyer, VerwArch 2010, 351 (373).
14 Meyer, VerwArch 2010, 351 (373) m. w. N.
15 Ule, Verwaltungsreform als Verfassungsvollzug, in: Recht im Wandel, FS 150 Jahre Carl 

Heymanns Verlag KG, Köln 1965, S.  57.
16 Meyer, VerwArch 2010, 351 (375).
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heute in den Zusammenhang mit dem Amtsermittlungsgrundsatz getretene – 
Problemkomplexe gab es jedoch in den achtziger Jahren noch nicht, so dass sie 
Berg in seine Analyse nicht einbeziehen konnte. Außerdem nimmt Berg nur 
sehr vereinzelt Bezug auf die Besonderheiten des sozial- und steuerrechtlichen 
Verfahrensrechts. 

Michael Nierhaus leistete ein paar Jahre später in seiner 1989 erschienenen 
Habilitationsschrift „Beweismaß und Beweislast“ einen weiteren beachtlichen 
Beitrag zur rechtswissenschaftlichen Analyse des Untersuchungsgrundsatzes, 
bezog sich jedoch im Wesentlichen auf eine Analyse der gerichtlichen Amtser-
mittlung17 und nahm nur in einzelnen Bereichen Bezug auf ein vergleichbares 
Spannungsfeld zwischen dem Untersuchungsgrundsatz und Mitwirkungs-
pfl ichten im Verwaltungsverfahren. Dem Titel dieser Habilitationsschrift ent-
sprechend lag der Schwerpunkt in der Darstellung und Analyse der Auswir-
kung einzelner Mitwirkungspfl ichten auf das Beweismaß und die Beweislast im 
Verwaltungsprozess. 

Die 2002 erschienene Habilitationsschrift zum Thema „Untersuchungsgrund-
satz und Verwaltungsgerichtsbarkeit“ von Marcel Kaufmann betrifft eine weite-
re wissenschaftliche Analyse des gerichtlichen Amtsermittlungsgrundsatzes. 

Schließlich hat Hagen Kobor18 mit seiner 2009 erschienenen Habilitations-
schrift „Kooperative Amtsermittlung im Verwaltungsrecht – Mitwirkungs-
pfl ichten und Informationshilfe im Lichte des verfassungsdirigierten Leitbildes 
des Untersuchungsgrundsatzes“ einen weiteren wertvollen Beitrag für die Wis-
senschaft geleistet. Diese Schrift befasst sich sehr tiefgehend mit dem Thema 
Amtshilfe als besondere Form der Sachverhaltsaufklärung.19 Aufgrund der um-
fangreichen Darstellung in dieser Habilitationsschrift soll Amtshilfe – als Al-
ternative zur Inpfl ichtnahme des Beteiligten bei der Aufklärung auslandsbezo-
gener Sachverhalte – in der vorliegenden Schrift außer Betracht bleiben. 

Daneben gibt es zu einzelnen Themenkomplexen zahlreiche Dissertationen, 
auf die in den entsprechenden Abschnitten dieser Schrift Bezug genommen wird. 

Die vorliegende Untersuchung wird in vier Teile gegliedert. Es sollen zuerst 
in Teil 1 der Ursprung und die historische Entwicklung der Amtsermittlung 
sowie die verfassungsrechtliche Fundierung des Amtsermittlungsgrundsatzes 
aufgezeigt werden. 

In Teil 2 soll sich eine Konkretisierung des Amtsermittlungsgrundsatzes an-
schließen. Insbesondere sollen dabei die Funktion des Amtsermittlungsgrund-

17 Ebenso, Marx, Die Notwendigkeit und Tragweite der Untersuchungsmaxime in den 
Verwaltungsprozessgesetzen, Diss. 1985.

18 Kobor, Kooperative Amtsermittlung im Verwaltungsrecht, Habil. 2009, S.  130 ff., 
S.  251 ff.

19 Auch Möllenbeck hatte sich in seiner im Jahr 2010 erschienenen Dissertationsschrift 
zum Thema: Das Verhältnis der EG-Amtshilfe zu den erweiterten Mitwirkungspfl ichten bei 
internationalen Steuerfällen, insb. auf S.  134 ff., mit diesem Thema umfangreich auseinander-
gesetzt.



7Einleitung

satzes, Ermittlungszielvorgaben, behördliche Befugnisse zur Sachverhaltsauf-
klärung sowie behördliche Nebenpfl ichten, die im Vorfeld und während der 
Ermittlungsphase zur Unterstützung des Beteiligten zu erfüllen sind, analy-
siert werden. Schließlich sollen die Grenzen des Amtsermittlungsgrundsatzes 
aufgezeigt werden. Abschließend werden Leitlinien für die Amtsermittlung, die 
sich aus den vorangehenden Ausführungen ergeben haben, zusammengefasst.

In Teil 3 sollen die Folgen von Verstößen gegen den Amtsermittlungsgrund-
satz erörtert werden. Verfahrensfehler durch „Zuwenig-Ermittlung“ oder durch 
Verstöße gegen einfach-gesetzliche oder höherrangige Grenzen des Amtser-
mittlungsgrundsatzes, d. h. rechtswidrige Amtsermittlung, sollen im Hinblick 
auf ihre gesetzlichen Folgen für das Verwaltungs- und Gerichtsverfahren unter-
sucht werden. Auch die Folgen von der Verletzung von Nebenpfl ichten werden 
einbezogen. Einen Schwerpunkt soll eine rechtsgebietsübergreifende Darstel-
lung des bisherigen Diskussionsstands um das umstrittene Thema der Beweis-
verwertungsverbote bei Verfahrensfehlern bilden. Hierzu fehlen weitgehend 
gesetzliche Grundlagen. Es soll versucht werden, auf der Basis der Rechtspre-
chung und Literatur für einzelne Verfahrensfehler einheitliche – soweit möglich –
rechtsgebietsübergreifende Maßstäbe für die Beurteilung der Folgen von Ver-
fahrensfehlern zu entwickeln, welche die Grundlage für eine gesetzliche Rege-
lung bilden könnten.

Teil 4 betrifft die auf der Kooperationsmaxime basierende Sachverhaltser-
mittlung unter Einbeziehung Beteiligter aufgrund von Mitwirkungsobliegen-
heiten und -pfl ichten. Es werden verschiedene Ausprägungen von Mitwir-
kungsregelungen im heutigen Recht dargestellt und im Hinblick auf ihre Ein-
fl üsse auf den Amtsermittlungsgrundsatz sowie ihre Systemkonformität 
untersucht. 





Teil 1

Grundlagen


